Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Altsparergesetzes 
(2. ÄndG ASpG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Altsparergesetz vom 14. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 495) in der Fassung der dazu ergange- 
nen Änderungsgesetze wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird Absatz 3 gestrichen. 

2. Nach § 2 a wird folgender § 2 b eingefügt: 

„§ 2 b 

Schuldverschreibungen der öffentlichen Hand 

(1) Den in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 bezeichneten 
Spareinlagen werden gleichgestellt 

1. die in § 30 Nr. 1 bis 3 des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes vom 5. November 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) aufge- 
führten Kapitalansprüche gegen das 
Reich, die Reichsbahn und die Reichs- 
post sowie das Land Preußen, 

2. Schuldverschreibungen der Länder, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände ein- 
schließlich der Schuldbuchforderungen, 

3. Schuldverschreibungen der Religions- 
gesellschaften, der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände von Religionsgesell- 
schaften sowie der Kirchen und 
Pfründestiftungen, sofern sie Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts waren. 

(2) Der Umstellung eines Anspruchs nach den 
Vorschriften zur Neuordnung des Geldwesens 
im Sinne dieses Gesetzes wird die Ablösung 


nach den Vorschriften im Dritten Teil des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes, dem Zeitpunkt der 
Einführung der Deutschen Mark der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Allgemeinen Kriegsfol- 
gengesetzes gleichgestellt." 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) der folgende Absatz 3 wird eingefügt 

„(3) Soweit der Entschädigungsanspruch auf 
einer Sparanlage im Sinne des § 2 b beruht, 
beträgt er 10 vom Hundert der Altspar- 
anlage." 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 6 werden Ab- 
sätze 4 bis 7. 

c) An Absatz 5 (neu) wird folgender Satz 3 an- 
gefügt: 

„Beruht der Entschädigungsanspruch auf 
Sparanlagen im Sinne des § 2b Abs. 1 Nr. 1, 
wird er vom 1. April 1955 ab mit 4 vom Hun- 
dert verzinst." 

4. Nach § 10 wird folgender § 10 a angefügt: 

„§ 10 a 

Reichsmarkansprüche gegen die öffentliche Hand 

Beruht der Entschädigungsanspruch auf einer 
Sparanlage im Sinne des § 2 b Abs. 1 Nr. 1, gilt 
§ 9 Abs. 1 bis 3 sinngemäß mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der Vorschriften über das 
Wertpapierbereinigungsverfahren die §§ 40 bis 
67 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes treten." 

5. In § 13 Abs. 1 ist in Satz 1 in der Klammer statt 
„ §§ 2, 2 a" zu setzen „ §§ 2, 2 a, 2 b". 
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6. § 14 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. bei Wertpapieren im Sinne des § 2 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 sowie des § 2 b Abs. 1 Nr. 2 
und 3 dasjenige Kreditinstitut, welches als 
Anmeldestelle im Wertpapierbereinigungs- 
verfahren tätig geworden ist oder die Lie- 
ferbarkeitsbescheinigung ausgestellt hat, 
in den Fällen des § 9 Abs. 2 Nr. 3 und 4 das 
Schuldnerinstitut, 

bei Sparanlagen im Sinne des § 2 b Abs. 1 
Nr. 1 diejenige Stelle, bei der die abzulösen- 
den Ansprüche nach § 42 des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes anzumelden waren,". 

7. § 15 Abs. 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Ein Bescheid über den Anspruch aus einer 

Altsparanlage kann erteilt werden 

1. bei Sparanlagen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 3 oder 4 und des § 2 b 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 unter dem Vor- 
behalt der Anerkennung der Altspar- 
anlage im Wertpapierbereinigungs- 
verfahren, 

2. bei Ansprüchen aus Sparanlagen im 
Sinne des § 2 b Abs. 1 Nr. 1 unter dem 
Vorbehalt der Feststellung des Rechts 
auf Ablösung der Altsparanlage im 
Verfahren nach §§ 40 ff. des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes." 

8. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Der folgende Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Bei Sparanlagen im Sinne des § 2b 
Abs. 1 Nr. 1 stellt der zur Ablösung Ver- 
pflichtete, bei Sparanlagen im Sinne des § 2 b 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 stellt der jeweilige Schuld- 
ner dem Ausgleichsfonds die zur Einlösung 
der Deckungsforderungen erforderlichen Be- 
träge zur Verfügung. Zur Verfügung zu stel- 
len sind mindestens diejenigen Beträge, die 
dem vom Ausgleichsfonds nach § 323 Abs. 7 


des Lastenausgleichsgesetzes bereitzustellen- 
den Betrag unter Berücksichtigung der Höhe 
der Deckungsforderung entsprechen." 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab- 
sätze 3 bis 5. 

§ 2 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung der dazu 
ergangenen Änderungsgesetze wird wie folgt ge- 
ändert: 

In § 249 a Abs. 2 Nr. 2 wird das Wort „und" 
durch ein Komma ersetzt; hinter dem Wort „Kom- 
munalschuldverschreibungen" werden die Worte 
eingefügt „sowie sonstige Schuldverschreibungen 
und verzinsliche Schatzanweisungen, die von der 
öffentlichen Hand ausgegeben worden sind, ein- 
schließlich der Schuldbuchforderungen". 

§ 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 Abs. 1 
und 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch in 
Berlin (West). Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächtigungen 
erlassen werden, gelten in Berlin (West) nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 4 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 26. Juni 1958 


Kunze 

Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Mende und Fraktion 
Dr. Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 
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